
Der Antrag des Generalstaatsanwalts ist begründet.
Das Oberste Gericht hat bereits in dem Urteil vom

12. Juli 1951 — 2 Zst 18/51 —*) ausgesprochen: Das 
Gericht hat auch in den Fällen, 'in denen ein Antrag 
auf Strafverfolgung des Amtes für Kontrolle des 
Warenverkehrs nicht vorliegt, zu prüfen, ob eine Be­
strafung nach dem Gesetz zum Schutze des inner­
deutschen Handels gerechtfertigt ist, wenn sich aus 
dem bereits bei einem Gericht anhängigen Strafver­
fahren ergibt, daß die in der Anklageschrift bezeiehnete 
Tat gleichzeitig gegen das Gesetz zum Schutze des 
innerdeutschen Handels verstößt. In diesen Fällen ist 
das Gericht verpflichtet, nach Hinweis auf die Ver­
änderung des rechtlichen Gesichtspunktes (§ 265 Abs. 1 
StPO), die Tat so abzuurteilen, wie sie sich nach dem 
Ergebnis der Hauptverhandlung darstellt, d. h. die 
gesetzlichen Bestimmungen anzuwenden, gegen die die 
Tat verstößt. Das Oberste Gericht hat in dem ange­
führten Urteil dazu weiter ausgeführt, daß eine er­
schöpfende Beurteilung einer einmal angeklagten Tat 
nach allen rechtlichen Gesichtspunkten erforderlich ist 
und daß die Nichtanwendung des Gesetzes zum Schutze 
des innerdeutschen Handels außerdem eine Verkennung 
seiner Bedeutung darstellt, wenn Taten, die ihrer 
Tragweite nach die Anwendung dieses Gesetzes er­
fordern, nur nach den sonstigen Wirtschaftsstraf­
bestimmungen bestraft werden. Aus der Präambel des 
Gesetzes ist der Zweck des Gesetzes ersichtlich, durch 
eine umfassende Kontrolle der Warenbewegung den 
innerdeutschen Handel gegen jeden zersetzenden Ein­
fluß zu sichern und das Bestreben der Feinde unserer 
demokratischen Wirtschaft, die unter Ausnutzung der 
politischen Lage Berlins versuchen, den innerdeutschen 
Handel und dadurch unseren Wirtschaftsaufbau zu 
stören, zu vereiteln. Das Gericht muß daher in jedem 
Einzelfalle bei der Beurteilung, ob die begangene Tat 
von solcher Tragweite ist, daß eine gerichtliche Be­
strafung notwendig erscheint, von dem in der Präambel 
des Gesetzes dargelegten Zweck ausgehen.

Das angefochtene Urteil läßt erkennen, daß die Tat 
des Angeklagten K. nicht nur als ein Verstoß gegen die 
Wirtschaftsstrafverordnung angesehen werden kann, 
sondern daß sich diese Tat auch gegen den inner­
deutschen Handel richtet, und zwar in einem Maße, 
daß auch eine Bestrafung aus dem Gesetz zum Schutze 
des innerdeutschen Handels erfolgen muß. Wird in 
Verfolg dieser Rechtsauffassung festgestellt, daß der 
Angeklagte K. es unternommen hat, Transporte von 
Leder aus Westberlin nach der Deutschen Demokra­
tischen Republik durchzuführen, ohne daß die dafür 
erforderlichen Genehmigungen bzw. Transportscheine 
Vorgelegen haben, dann ist der Tatbestand • des § 2 
Abs. 1 des Gesetzes zum Schutze des innerdeutschen 
Handels gegeben.

Der Einwand der Verteidigung des Angeklagten K., 
dieser Angeklagte habe durch die Abgabe der Leder­
mengen den Wirtschaftsaufbau nicht gestört, deshalb 
handele es sich nicht um einen Tatbestand nach dem 
Gesetz zum Schutze des innerdeutschen Handels, ist 
unbegründet. Die Verteidigung scheint damit die Auf­
fassung zu vertreten, daß eine Gefährdung des inner­
deutschen Handels Tatbestandsmerkmal sei. Diese Auf­
fassung, die auch in den Urteilen des Oberlandes­
gerichts Halle — Ss 70/51 — vom 10. April 1951 und des 
Oberlandesgericht Erfurt — (2) VL Rev 15/51 — vom
2. Februar 1951 vertreten wird, ist irrig. Wenn in 
diesen Urteilen zur Begründung der Auffassung, es sei 
eine Gefährdung der Wirtschaft erforderlich, auf den 
Vorspruch des Gesetzes Bezug genommen wird und 
einerseits gesagt wird, geschütztes Rechtsgut sei der 
ordnungsgemäße Handel als Schutz gegen den unbe­
fugten Bezug von Wirtschaftsgütern, andererseits aus­
gesprochen wird, daß zum Vorsatz außer dem Willen, 
Waren entgegen den Bestimmungen über den deutschen 
Handel ein- oder auszuführen, noch gehöre, daß der 
Täter auch mit dem Bewußtsein und Willen gehandelt 
habe, durch sein Verhalten den innerdeutschen Handel 
und die Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik zu schädigen oder zu gefährden, so ist dem 
nicht zuzustimmen. Es ist richtig, daß der Vorspruch 
eines Gesetzes wesentlich für seine Auslegung und die 
Festlegung seines Sinnes und Zweckes ist. Was die 
Oberlandesgerichte getan haben, verstößt aber gerade

*) s. nebenstehendes Urteil des OG.

gegen den Sinn und Zweck des Gesetzes zum Schutze 
des innerdeutschen Handels. Aus der Präambel ergibt 
sich, daß dieses Gesetz erlassen ist, um den Handel 
„gegen jeden zersetzenden Einfluß zu sichern.“ Um 
„derartige Sabotageversuche“ künftig unmöglich zu 
machen, wird eine „umfasende Kontrolle der Waren­
bewegung“ als notwendig erklärt. Dieser Aufgabe des 
Gesetzes entsprechend enthält das Gesetz einfache, 
klare Tatbestände und stellt nicht nur die vollendete 
Tat, sondern das Unternehmen unter Strafe. Diese aus 
der Präambel also folgende Spannweite des Gesetzes 
engen aber die Oberlandesgerichte mit ihrer Auslegung 
gerade ein. Im übrigen hat das Oberlandesgericht Erfurt 
selbst in einer weiteren Entscheidung 2 V Rev 17/51 
vom 6. Februar 1951 richtig im Sinne der Auffassung 
des Obersten Gerichtes entschieden, daß „der Schutz 
des innerdeutschen Handels gebietet, die Kontrolle der 
gesamten Warenbewegung zu sichern, ohne es auf den 
Gefährdungscharakter des Einzelfalles abzustellen“.

§ 2 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutze des inner­
deutschen Handels.

1. Der Antrag des Amtes für Kontrolle des Waren­
verkehrs auf Strafverfolgung ist kein Strafantrag im 
Sinne der §§ 61 ff. StGB, sondern ein Verlangen auf 
gerichtliche Strafverfolgung.

2. Auch bei Nichtvorliegen eines solchen Verlangens 
muß das Gericht bei Handlungen, die unter einem 
anderen rechtlichen Gesichtspunkt Gegenstand der An­
klage sind, aber auch gegen das Gesetz zum Schutze 
des innerdeutschen Handels verstoßen, dieses Gesetz 
zur Anwendung bringen, wenn es wegen der Tragweite 
der Tat geboten erscheint.

OG, Urt. vom 12. Juli 1951 — 2 Zst 18/51.

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte B. besitzt in B., Kreis O., eine 

230 Morgen große Landwirtschaft. Er hatte schon im 
Jahre 1949 seine Pflichtablieferung für Kartoffeln nicht 
erfüllt und war auch für das Jahr 1950 mit der Ab­
lieferung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse erheb­
lich im Rückstand geblieben. So hatte er bis zum
4. August 1950 noch nicht einen Zentner Getreide ab­
geliefert, obwohl er dazu in der Lage gewesen wäre. 
Statt dessen hat er von dem aus der Ernte 1950 stam­
menden Getreide Anfang Juli 1950 58 Zentner Gerste 
an die Firma Fr. in Westberlin im Austausch gegen 
andere Waren geliefert. Am 31. Juli 1950 sollte ein 
weiterer Transport von 83 Zentnern Hafer an dieselbe 
Firma erfolgen. Durch die Wachsamkeit der Volks­
polizei wurde der fahrbereite Transport unterbunden. 
Der Angeklagte Fö. ist Angestellter dieser Firma. Er 
hat den ersten Getreidetransport durchgeführt und 
wollte auch den zweiten zur Durchführung bringen.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Schöffen­
gericht in P. den Angeklagten B. wegen eines Ver­
brechens nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 Wirtschaftsstrafverord­
nung (WStVO) zu 272 Jahren Zuchthaus und zur Ein­
ziehung des Vermögens und den Angeklagten Fö. 
wegen Beihilfe zu dem von dem Angeklagten B. be­
gangenen Verbrechen zu einem Jahr und 6 Monaten 
Gefängnis und zu einer Geldstrafe von 3000 DM, an 
deren Stelle im Falle der Nichtbeitreibbarkeit für je 
15 DM ein Tag Gefängnis treten soll, verurteilt.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokrati­
schen Republik hat die Kassation dieses rechtskräftig 
gewordenen Urteils beantragt.

Zur Begründung wird ausgeführt:
Das Schöffengericht hätte auf die Tat der Angeklagten 

auch das Gesetz zum Schutze des innerdeutschen Han­
dels vom 21. April 1950 (GBl. S. 327 ff.) anwenden 
müssen. Das angefochtene Urteil sowie der gesamte 
Akteninhalt weise darauf hin, daß es sich um Trans­
porte gehandelt habe, die entgegen den Bestimmungen 
über den innerdeutschen Handel und den hierzu er­
gangenen Ausführungsbestimmungen durchgeführt 
worden seien. ...

Der Antrag des Generalstaatsanwalts ist begründet.
Schon allein die in der Hauptverhandlung und in den 

Urteilsgründen festgestellte Tatsache, daß der An­
geklagte B. Getreide nach Westberlin verkauft und 
geliefert und daß der Angeklagte Fö. diese Transporte 
begleitet hat, hätten dem Gericht Veranlassung geben
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